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Drucksache 2817 


Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Naegel, Stücklen, Dr, Atzenroth, 
Dr, Elbrächter und Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Industrie- und Handelskammern 
- Drucksachen 2380, 1964 - 

mit den Beschlüssen des Bundestages in zweiter Beratung 


Unverändert nach den Beschlüssen des Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik 
(21. Ausschuß) 

- Drucksache 2380 - 
bis auf folgende Änderungen: 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Bereinigung und Vereinheitlichung 
des Rechts der 

Industrie- und Handelskammern 

§ 1 

(1) Die Industrie- und Handelskammern 
haben die Aufgabe, das Gesamtinteresse der 
Gewerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzuneh- 
men, für die Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu wirken und dabei die wirt- 
schaftlichen Interessen einzelner Gewerbe- 
zweige oder Betriebe abwägend und ausglei- 
chend zu berücksichtigen; dabei obliegt es 
ihnen insbesondere, durch Vorschläge, Gut- 
achten und Berichte die Behörden zu unter- 
stützen und zu beraten sowie für Wahrung 
von Anstand und Sitte des ehrbaren Kauf- 
manns zu wirken. 


(2) Die Industrie- und Handelskammern 
können Anlagen und Einrichtungen, die 
der Förderung der gewerblichen Wirtschaft 
oder einzelner Gewerbezweige dienen, be- 
gründen, unterhalten und unterstützen so- 
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Beschlüsse des Bundestages 
In zweiter Beratung 

Entwurf eines Gesetzes 
zur vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern 

§ 1 

(1) Die Industrie- und Handelskammern 
haben, soweit nicht die Zuständigkeit der 
Organisationen des Handwerks nach Maß- 
gabe des Gesetzes zur Ordnung des Hand- 
werks (Handwerksordnung) vom 17. Sentem- 
ber 1953 fBimdesgesetzbl T S. 1411) gegeben 
ist, die Aufgabe, das Gesamtinteresse der 
ihnen zugehörigen Gewerbetreibenden ihres 
Bezirkes wahrzunehmen, für die Förderung 
der gewerblichen Wirtschaft zu wirken und 
dabei die wirtschaftlichen Interessen einzel- 
ner Gewerbezweiee oder Betriebe abwägend 
und ausgleichend zu berücksichtigen; dabei 
obliegt es ihnen insbesondere, durch Vor- 
schläge, Gutachten und Berichte die Behör- 
den zu unterstützen und zu beraten sowie 
für Wahrung von Anstand und Sitte des ehr- 
baren Kaufmanns zu wirken. 

(2) unverändert 



Beschlüsse des 21. Ausschusses 


wie Maßnahmen zur Förderung und Durch- 
führung der kaufmännischen und gewerb- 
lichen Berufsausbildung treffen. 

(3) Den Industrie- und Handelskammern 
obliegt die Ausstellung von Ursprungszeug- 
nissen und anderen dem Wirtschaftsverkehr 
dienenden Bescheinigungen, soweit nicht 
Rechtsvorschriften diese Aufgaben anderen 
Stellen zuweisen. 

(4) Weitere Aufgaben können den Indu- 
strie- und Handelskammern durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung übertragen werden. 

(5) Zum Aufgabenkreis der Industrie- 
und H andelskammern gehören nicht die Auf- 
gaben, zoelche von den Organisationen des 
Handwerks nach Maßgabe der Handwerks- 
ordnung vom 17. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl, I S. 1411) wahrgenommen werden. 

(6) Nicht zu den Aufgaben der Industrie- 
und Handelskammern gehört die Wahrneh- 
mung sozialpolitischer und arbeitsrechtlicher 
Interessen. 

§ 2 

(1) Zur Industrie- und Handelskammer 
gehören, sofern sie zur Gewerbesteuer ver- 
anlagt sind, natürliche Personen, Handels- 
gesellschaften, andere nicht rechtsfähige Per- 
sonenmehrheiten und juristische Personen 
des privaten und des öffentlichen Rechts, 
welche im Bezirk der Industrie- und Handels- 
kammer entweder eine gewerbliche Nieder- 
lassung oder eine Betriebsstätte oder eine 
Verkaufsstelle unterhalten (Kammerzugehö- 
rige). 

(2) Absatz 1 gilt für natürliche Personen 
und Gesellschaften, welche ausschließlich einen 
freien Beruf ausüben oder ein Handwerk be- 
treiben, nur, soweit sie in das Handelsregister 
eingetragen worden sind. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) entfällt 


(6) unverändert 


§ 2 

(1) unverändert 


(2) Absatz 1 gilt für natürliche Personen 
und Gesellschaften, welche ausschließlich 
einen freien Beruf ausüben oder welche Land- 
oder Forstwirtschaft oder ein damit verbun- 
denes Nebengewerbe betreiben, nur, soweit 
sie in das Handelsregister eingetragen sind. 

(3) Für natürlidie und juristisdie Perso- 
nen, die mit einem Hauptbetrieb in der bei 
der Handwerkskammer geführten Hand- 
werksrolle (§ 6 der Handwerksordnung vom 
17. September 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 1411 — ) eingetragen worden sind, gilt, so- 
weit sie in das Handelsregister eingetragen 
sind, Absatz 1 mit der Maßgabe, daß sie be- 
rechtigt, aber nicht verpflichtet sind, der In- 
dustrie- und Handelskammer anzugehören. 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§ 3 

(1) Die Industrie- und Handelskammer ist 
Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Die Kosten der Errichtung und Tätig- 
keit der Industrie- und Handelskammer 
werden, soweit sie nicht anderweitig gedeckt 
sind, nach Maßgabe des Haushaltsplans 
durch Beiträge der Kammerzugehörigen ge- 
mäß einer Beitragsordnung aufgebracht. Der 
Haushaltsplan ist jährlich nach den Grund- 
sätzen einer sparsamen und wirtschaftlichen 
Finanzgebarung unter pfleglicher Behandlung 
der Leistungsfähigkeit der Kammerzugehöri- 
gen aufzustellen und auszuführen. 


(4) Absatz 1 gilt nicht für landwirtschaft- 
liche Genossenschaften; als solche gelten im 
Sinne dieser Bestimmung 

a) ländliche Kreditgenossenschaften, deren 
Mitglieder überwiegend aus Landwirten 
bestehen; 

b) Genossenschaften, die ganz oder überwie- 
gend der Nutzung landwirtschaftlicher 
Betriebseinrichtungen oder der Versor- 
gung der Landwirtschaft mit Betriebs- 
mitteln oder dem Absatz oder der Lage- 
rung oder der Bearbeitung oder Verarbei- 
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
dienen, sofern sich die Be- oder Verar- 
beitung nach der Verkehrsauffassung im 
Bereich der Landwirtsdiaft hält; 

c) Zusammenschlüsse der unter Buchstabe b 
genannten Genossensdiaften bis zu einer 
nach der Höhe des Eigenkapitals zu be- 
stimmenden Grenze, die von dem Bun- 
desminister für Wirtschaft im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten durch 
Rechtsverordnung festgelegt wird. 

(5) Absatz 1 gilt nicht für Gemeinden und 
Gemeindeverbände, die Eigenbetriebe unter- 
halten. Sie können aber insoweit der Indu- 
strie- und Handelskammer beitreten. 

(6) Absatz 1 gilt nicht für natürliche Per- 
sonen, welche nach ihrer Gewerbesteuerver- 
anlagung zur Zahlung von Gewerbesteuer 
nicht verpflichtet sind oder welche gemäß 
§ 17 a des Gewerbesteuergesetzes in der Fas- 
sung vom 21, Dezember 1954 (Bundesgesetz- 
bl, I S. 473) lediglich zu einer Mindeststeuer 
herangezogen werden. 

§ 3 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


(2 a) Die Beiträge werden als Umlagen auf 
der Grundlage der festgesetzten Gewerbe- 
steuermeßbeträge sowie als einheitliche 
Grundbeiträge erhoben. Kammerzugehörige, 
weldie unter das Gesetz über die Kauf- 
mannseigensdiaft von Handwerkern vom 
31. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 106) 
fallen, sind — unbeschadet Artikel 3 dieses 
Gesetzes — nicht beitragspflichtig. 


(3) Kammerzugehörige, deren Gewerbe- 
betrieb nach Art und Umfang einen in kauf- 
männischer Weise eingerichteten Geschäfts- 
betrieb nicht erfordert, sind von der Umlage 
befreit; der Grundbeitrag darf für sie die 
Hälfte des Grundbeitrages der anderen Kam- 
merzugehörigen nicht übersteigen. Das Wei- 
tere regelt die Beitragsordnung. Durch Lan- 
desrecht kann ein Höchstbeitrag für die In 
Satz 1 erster Halbsatz genannten Personen 
festgesetzt werden. 

(4) Die Industrie- und Handelskammer 
kann für die Kosten, welche mit der Be- 
gründung, Unterhaltung oder Unterstützung 
von Anlagen und Einrichtungen (§ 1 Abs. 
2) verbunden sind, Sonderbeiträge von den 
Kammerzugehörigen derjenigen Gewerbe- 
zweige erheben, welchen derartige Anlagen 
und Einrichtungen ausschließlidi oder in be- 
sonderem Maße zugute kommen. Den Betei- 
ligten ist vor Begründung solcher Anlagen und 
Einrichtungen Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(5) Die Industrie- und Handelskammer 
kann für die Inanspruchnahme besonderer 
Anlagen und Einrichtungen (§ 1 Abs. 2) oder 
Tätigkeiten Gebühren erheben. 

(6) Sonderbeiträge gemäß Absatz 4 wer- 
den nach Maßgabe einer Sonderbeitragsord- 
nung, Gebühren nach Absatz 5 nach Maß- 
gabe einer Gebührenordnung erhoben. In 
der Beltragsordnung, der Sonderbeitragsord- 
nung sowie in der Gebührenordnung ist Er- 
laß und Niederschlagung von Beiträgen und 
Gebühren zu regeln. 

(7) Hinsichtlich der Beiträge, Sonderbei- 
träge und der Gebühren sind 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

(2 a) Die Beiträge werden als Umlagen 
auf der Grundlage der festgesetzten Ge- 
werbesteuermeßbeträge sowie als einheitliche 
Grundbeiträge erhoben. Kammerzugehörige, 
welche unter das Gesetz über die Kaufmanns- 
eigenschaft von Handwerkern vom 31. März 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 106) fallen, sind 
— unbeschadet Artikel 3 dieses Gesetzes — 
nicht beitragspflichtig. Kammerzugehörige, 
die als Inhaber einer Apotheke ins Handels- 
register eingetragen sind, werden neben dem 
Grundbeltrag mit einem Viertel der Umlage 
veranlagt, 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) unverändert 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


für die Verjährung 

die Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung über die Verjährung der Steuern 
vom Einkommen und Vermögen, 

für die Einziehung und Beitreibung 

die für Gemeindeabgaben geltenden lan- 
desrechtlichen Vorschriften 

entsprechend anzu wenden. Durch Landesrecht 
kann Verfahren und Zuständigkeit für Ein- 
ziehung und Beitreibung abweichend geregelt 
werden. 


§ 10 a 

Durch Landesrecht können ergänzende Vor- 
schriften erlassen werden über 

1. die Errichtung und Auflösung von Indu- 
strie- und Handelskammern, 

2. die Änderung der Bezirke bestehender In- 
dustrie- und Handelskammern, 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 


§ 7a 

(1) Für den Aufgabenbereich der Berufs- 
ausbildung gemäß § 1 Abs. 2 wird bei der In- 
dustrie- und Handelskammer ein Ausschuß 
gebildet. 

(2) Der Ausschuß besteht aus dem Präsi- 
denten (Präses) oder einem von ihm zu be- 
stellenden Mitglied der Vollversammlung als 
Vorsitzenden sowie einer in der Satzung zu 
bestimmenden Anzahl von Mitgliedern. Die 
Hälfte der Mitglieder wird von der Vollver- 
sammlung berufen, die andere Hälfte wird 
aus Vertretern der bei kammerzugehörigen 
Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmer 
gebildet, welche durch die nach Landesrecht 
zuständige Stelle auf Vorschlag der im Be- 
zirk der Kammer bestehenden Gewerkschaf- 
ten und selbständigen Vereinigungen von 
Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoli- 
tischer Zwecksetzung bestellt werden. 

(3) Der Ausschuß kann bei Bedarf Unter- 
aussdiüsse einsetzen. 

(4) Werden bei den Industrie- und Han- 
delskammern zur Durchführung anderer als 
der in Absatz 1 erwähnten, ihnen gemäß § 1 
dieses Gesetzes obliegenden Aufgaben Aus- 
schüsse gebildet, so kann die Satzung bestim- 
men, daß in diese Ausschüsse auch Personen 
berufen werden, die nach § 5 Abs. 2 nicht 
wählbar sind. 

§ 10 a 

(1) Durch Landesrecht können ergänzende 
Vorschriften erlassen werden über 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


3. die für die Ausübung der Befugnisse des 
§ 10 Abs. 1 und 2 zuständigen Behörden, 

4. die Aufsichtsmittel, welche erforderlich 
sind, um die Ausübung der Befugnisse ge- 
mäß § 10 Abs, 1 und 2 zu ermögUdien, 

5. die Verpflichtung der Steuerveranlagungs- 
behörden zur Mitteilung der für die Fest- 
setzung der Beiträge erforderlichen Un- 
terlagen an die Industrie- und Handels- 
kammern, 

6. die Verpflichtung der Behörden zur Amts- 
hilfe bei Einziehung und Beitreibung von 
Abgaben (§ 3 Abs. 7), 

7. die Grundsätze über die Rechnungslegung 
und die Prüfung der Jahresrechnung, 

8. die Befugnis der Industrie- und Handels- 
kammern zur Führung eines Dienstsiegels. 


Beschlüsse des Bundestages 
in zweiter Beratung 

3. unverändert 
4. . unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. unverändert 

8. unverändert 

9. Zuständigkeit und Verfahren für die Be- 
stellung von Ausschußmitgliedern gemäß 
§ 7 a Abs. 2 Satz 2. 

(2) Vor der Entscheidung über Maßnah- 
men nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind die 
Kammerzugehörigen gemäß § 2 Abs. 1 zu 
hören. 


Bonn, den 26. Oktober 1956 
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